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Seit Ende vergangenen Jahres geht 
der Bezirk neue Wege gegen Ju-
gendarbeitslosigkeit: Die Koor-

dinierungsstelle „Jugend in Arbeit“ 
vernetzt Projektträger, Arbeitsagentur, 
Job-Center, Schulen und Unternehmen. 
Ziel ist es, die Zahl von Jugendlichen 
ohne Schulabschluss oder Berufsausbil-
dung zu reduzieren. Karsten Dietrich 
von der Synergie GmbH leitet die Ko-
ordinierungsstelle. Ein Gespräch mit 
Bezirksbürgermeister Andreas Geisel 
(SPD) über Strategien und Ziele.

Herr Geisel, wie stellt sich das Problem der 
Jugendarbeitslosigkeit in Lichtenberg dar?

Andreas Geisel: Wir haben im Mo-
ment eine Gesamt-Arbeitslosenquote 
von zehn Prozent, der Gesamtberliner 
Durchschnitt liegt bei 11,7 Prozent. 
Wir liegen damit also unterhalb der 
Arbeitslosenquote Berlins. Das ist eine 
sehr positive Entwicklung. Jugendar-
beitslosigkeit bezieht sich in diesem Zu-
sammenhang auf  die Zahlen der 15- bis 
25-Jährigen. Auch hier registrieren wir 
im Moment eine positive Entwicklung. 
Der gegenwärtige Stand junger arbeits-
loser Menschen liegt in Lichtenberg bei 
8,9 Prozent. 2009 betrug die Jugendar-
beitslosenquote noch 15 Prozent. Die 
Zahl wurde also nahezu halbiert. Trotz 
dieser erfreulichen Entwicklung ist diese 
Zahl aber immer noch zu hoch. Wer die 
Schule ohne Schulabschluss verlässt, ist 
eigentlich nicht ausbildungsfähig. Und 
wer keine Ausbildung erhält, lebt mit-
unter sehr lange von Transferleistungen. 
Wenn wir das ändern wollen, können 
wir die Entwicklung nicht einfach so 
hinnehmen. 

Welche Gründe führen dazu, dass junge Men-
schen ihren Schulabschluss nicht schaffen?

Andreas Geisel: Die Gründe sind 
vielfältig. In erster Linie ist das auf  ein 
desolates Elternhaus, eine schwierige so-
ziale Situation oder fehlende Vorbilder 
im Elternhaus zurückzuführen. Jugend-
liche mit Migrationshintergrund haben 
außerdem oft Sprachschwierigkeiten. 
Der neue Ansatz an dieser Stelle, die Ju-
gendarbeitslosigkeit zu bekämpfen und 
die Koordinierungsstelle „Jugend in Ar-
beit“ ins Leben zu rufen bedeutet, dass 
wir die vorhandenen Projekte im Bezirk 
Lichtenberg miteinander koordinieren. 
Und es ist vorgesehen, Schulen mit da-
zuzunehmen. Wir wollen gar nicht erst 
zulassen, dass Jugendliche den Schulab-
schluss verpassen und dann keinen Aus-
bildungsplatz finden. Ausbildungsbetrie-
be müssen allerdings auch das Problem 
begreifen und sehen, dass sie aufgrund 
der demografischen Entwicklung ein 
Nachwuchsproblem haben werden.   

Was erwarten Sie von den Unternehmen?
Es geht in allererster Linie auch um 

solche Sekundärtugenden wie Pünkt-
lichkeit, Zuverlässigkeit, Ehrgeiz. Diese 
Sekundärtugenden, die die Jugendlichen 

von ihren zerrütteten Elternhäusern 
nicht vermittelt bekommen haben, müs-
sen auch von den Ausbildungsbetrieben 
noch einmal deutlich herüber gebracht 
werden. Um das zu koordinieren, haben 
wir das Projekt „Jugend in Arbeit“ auf  
den Weg gebracht und Herrn Dietrich 
beauftragt, diese Koordinierungsaufgabe 
für den Bezirk zu übernehmen. 

Haben wir es bei der Jugendarbeitslosigkeit 
mit einem Lichtenberger Problem zu tun?

Karsten Dietrich: Jugendarbeitslo-
sigkeit ist ein Gesamtberliner Problem, 
das punktuell in Stadtteilen auftaucht. 
In Lichtenberg trifft dies in erster Linie 
auf  die sogenannten Sozialräume Neu-
Hohenschönhausen Süd, Welsekiez, 
Hohenschönhauser Weg und Friedrichs-
felde Ost zu. Diese Bereiche sind ge-
prägt durch ein sehr günstiges Wohnen. 
Es gibt Schulen und Kitas um die Ecke 
und Freiraum. Gleichzeitig sind das aber 
eben auch Zuzuggebiete von Familien 
mit einem geringen Einkommen. Oft 
sind es Familien mit prekären Einkom-
mens- und Arbeitsverhältnissen. Hier 
ist genaues Hingucken angesagt. Und 
man muss überlegen, was man dort tut. 
Anhand vorliegender Zahlen hat die Be-
zirkspolitik die Chance zu hinterfragen, 
ob die öffentlichen Mittel der Jugendhil-
fe gut eingesetzt sind oder ob Mittel aus 
dem Europäischen Sozialfonds, die ja 
den Betroffenen direkt zu Gute kommen 
sollen, als Verstärkungsmittel in den be-
troffenen Regionen verwendet werden 
sollten. Man muss aber auch sagen, dass 
durch die Aktivitäten der Schulen in den 
Gebieten schon sehr viel passiert. 

Wie dürfen wir uns die Arbeit der Koordinie-
rungsstelle vorstellen?

Karsten Dietrich: Zunächst einmal 
ging es darum, die Akteure, die sich in 
der Phase des Übergangs von Schule 
in den Beruf  engagieren, zu identifizie-
ren. Wir haben da Institutionen, die mit 
Landesmitteln, mit Bundesmitteln sowie 
mit Mitteln der Europäischen Union ar-
beiten. Es war daher zunächst von Inte-
resse zu schauen, mit welchen Trägern 

arbeiten wir in Lichtenberg, wo sind die 
Projekte angesiedelt und mit welchem 
Erfolg. Wir haben nicht zuletzt durch 
die Transparenzdatenbank über 40 Trä-
ger identifiziert, die beim Thema aktiv 
tätig sind. Man muss darüber hinaus die 
Unternehmen gewinnen, die ihren Fach-
kräftenachwuchs in dem Feld der Schü-
ler suchen, die eben nicht die Lernleis-
tungen mitbringen, wo man sagt, daran 
schließt eine Hochschulkarriere an. Wir 
haben uns als Koordinierungsstelle vor-
genommen, sogenannte Ausbildungs-
reserven zu heben – also Betriebe zu 
aktivieren, die sich von der Ausbildung 
verabschiedet haben. Die Auswertung 
der Gespräche mit Unternehmern hat 
ergeben, dass der Bedarf  besteht, Schü-
lerinnen und Schüler auf  die Ausbildung 
vorzubereiten. Wir haben zwar genü-
gend Ausbildungsplätze, aber eben auch 
Jugendliche, die nicht ausbildungsfähig 
sind. Man muss die zusammenbringen, 
die suchen. Und die, die noch nicht wis-
sen, wo es hingeht. Wir haben zu allen 
Bereichen Kontakt aufgenommen. Zu 
Schulen, zu Unternehmen, den unter-
schiedlichen Akteuren im Bezirk, wir 
beteiligen uns an Ausbildungstagen. 

Andreas Geisel: Es hilft jedoch alles 
nichts, wenn wir riesige Förderprogram-
me aufbauen, Geld investieren, Koordi-
nierungsstellen gründen und alle auf  die 
Jugendlichen einstürmen, dann aber eine 
gewisse Freiwilligkeit vermissen. Wenn 
wir diese Leistung erbringen, muss auch 
die entsprechende Gegenleistung er-
bracht werden. Das muss noch stärker in 
den Fokus genommen werden. Ich rede 
jetzt nicht von Arbeitszwang oder Ähn-
lichem. Wer aber staatliche Leistungen 
in Anspruch nimmt, muss auch seiner-
seits eine entsprechende Leistungsbereit-
schaft mitbringen.  

Welche Ideen haben Sie, an die Elternhäuser 
heranzukommen?

Andreas Geisel: Zunächst einmal 
muss man sagen, dass „die Elternhäu-
ser“ ein relativer Begriff  ist. Die über-
große Mehrzahl der Elternhäuser en-

gagiert sich in ganz hervorragender Art 
und Weise, und sie prägen ihre Kinder 
entscheidend bei der Wahl des Berufes. 
Diese Grundsatzentscheidung bei 15- 
und 16-Jährigen wird vielfach von den 
Eltern beeinflusst. An die Eltern heran-
zukommen, die dort nicht so vorbildlich 
unterwegs sind, ist eine extrem schwieri-
ge Aufgabe. Ich sehe die Verantwortung 
bei den Schulen, früher einzusteigen. 
Sicher mag das zum jetzigen Zeitpunkt 
die Schulen überfordern. Aber dann ist 
es unsere Aufgabe, als Land Berlin auch 
beim Schulgesetz eine Veränderung her-
beizuführen. Ein Beispiel aus Hamburg 
zeigt es: Dort entstand eine Jugendbe-
rufsagentur und der Gesetzgeber schuf  
die entsprechenden Voraussetzungen. 
Da muss Berlin stärker eintreten, wenn 
solche Aufgaben von Schulen wahrge-
nommen werden sollen. Wir dürfen die 
Kinder nicht aufgeben. Der Anspruch 
ist, Kinder und Jugendliche zu fördern 
– unabhängig vom Elternhaus. Es ist die 
Aufgabe des Staates, den Kindern und 
Jugendlichen zu helfen, die das vom El-
ternhaus nicht mitbekommen. Und das 
funktioniert nur über Schule. 

Wie soll das in der Schule funktionieren?
Andreas Geisel: Darunter verstehe ich 

Jugendsozialarbeit an Schulen, Schul-
stationen, pädagogisches Engagement 
von Lehrern und man muss im Schulge-
setz ganz schlicht den Auftrag erteilen, 
sich um diese Fragen zu kümmern. In 
Hamburg funktioniert das ja mit der Ju-
gendberufsagentur gut. Alle sitzen unter 
einem Dach und arbeiten zusammen, 
haben die entsprechenden materiellen 
und rechtlichen Voraussetzungen, dies 
zu machen. Berlin orientiert sich an 
diesem Hamburger Beispiel. Nun muss 
man sich aber nicht nur an diesen Ham-
burger Ergebnissen orientieren, sondern 
auch die personellen, materiellen und 
rechtlichen Voraussetzungen schaffen. 
Das müssen wir dieses Jahr tun. Da sind 
wir auf  dem Weg.

Karsten Dietrich: Die Koordinie-
rungsstelle hat schon eine gute Vorarbeit 
geleistet, in dem sie eine Plattform ge-
schaffen hat für Pädagogen und Sozial-
arbeiter. Sie können einen tagesaktuellen 
Überblick erhalten, welche Maßnahmen 
und Veranstaltungen zur Berufsorientie-
rung auf  der lokalen Ebene stattfinden. 
Die Voraussetzungen an den Schulen für 
eine sehr, sehr gute Bildung sind gut. Wir 
haben ja schon Ressourcen, man muss 
sie nur bündeln. Das Land Berlin muss 
Rahmenbedingungen schaffen, die Päd-
agogen zu unterstützen. Die Lehrer sind 
stark motiviert vor Ort. Sie kennen die 
Schwierigkeiten ihrer Schüler. An die-
sem Übergang von Schule in den Beruf  
die Schulen zu unterstützen, halte ich für 
wichtig. 

 Das Gespräch führte Marcel Gäding.
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